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Präambel 

Der Begleitausschuss versteht sich als ein Forum im Rahmen des Partnerschaftsprinzips, auf dem 
sich die Partner im Sinne der Verordnung, also die zuständigen Behörden sowie die Wirtschafts-, So-
zial- und Umweltpartner, zur Verfolgung ihrer gemeinsamen Ziele einbringen. 

Auf der Grundlage 

o des Artikels 72 der Verordnung (EG) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

o der Entscheidung der Europäischen Kommission vom 26.05.2015 über das „Entwicklungspro-
gramm für den ländlichen Raum“ 

wird im Rahmen der Partnerschaft ein Begleitausschuss eingerichtet. 

Artikel 1  
Aufgaben des Begleitausschusses 

(1)  Er wird binnen vier Monaten nach der Programmgenehmigung zu den Kriterien für die Auswahl 
der finanzierten Vorhaben gehört, die anhand der Erfordernisse der Programmplanung über-
prüft werden und gibt dazu eine Stellungnahme ab. 

(2)  Er vergewissert sich, dass das Programm zur Entwicklung des ländlichen Raums leistungsfähig 
ist und wirksam umgesetzt wird. 

(3)  Er prüft und begleitet verantwortlich die Durchführung des Programms und die Fortschritte beim 
Erreichen der Ziele. 

(4)  Er überwacht das Programm anhand von Finanz-, Ergebnis- und Zielindikatoren. 

(5)  Er untersucht die Tätigkeiten und den Output im Zusammenhang mit den Fortschritten bei der 
Durchführung des Bewertungsplans für das Programm. 

(6)  Er untersucht insbesondere die Maßnahmen des Programms im Zusammenhang mit der Erfül-
lung der Ex-ante-Konditionalitäten, die in die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde fallen; er 
wird ferner über Maßnahmen im Zusammenhang mit der Erfüllung anderer Ex-ante-
Konditionalitäten unterrichtet. 

(7)  Er nimmt am nationalen Netzwerk für den ländlichen Raum teil, um Informationen über die 
Durchführung des Programms auszutauschen. 

(8)  Er prüft und genehmigt die jährlichen Durchführungsberichte, bevor sie der Kommission zuge-
leitet werden. 

(9)  Er überwacht die Einhaltung der durch ESI-Verordnung festgelegten Querschnittsziele.  
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Artikel 2 
Arbeitsweise des Begleitausschusses 

(1)  Der Begleitausschuss tagt in der Regel einmal jährlich. 

(2)  Die/Der Begleitausschussvorsitzende beruft den Begleitausschuss ein. Einladung, Tagesord-
nung, und Beratungsunterlagen werden den Mitgliedern gemäß Artikel 3 (2) und den beraten-
den Vertretern/innen gemäß Artikel 3 (3) zwei Wochen vor Sitzungsbeginn zugeleitet. Ausnah-
men gemäß Artikel 4 (3) sind möglich. 

(3)  Die Beratungen im Begleitausschuss, insbesondere der vorgesehene Informationsaustausch 
und der Meinungsbildungsprozess, haben vertraulichen Charakter. Über alle Sitzungen werden 
Ergebnisvermerke angefertigt und den Mitgliedern gemäß Artikel 3 (2) und den beratenden Ver-
tretern/innen gemäß Artikel 3 (3) übermittelt. 

(4)  Die/Der Begleitausschussvorsitzende kann Entscheidungen des Begleitausschusses im Wege 
eines Umlaufverfahrens herbeiführen [s. auch Artikel 4 (2)]. 

Artikel 3  
Ausschussstruktur, Mitglieder, beratende Vertreter/innen und 

Sachverständige 

(1)  Die Ausschussstruktur ist auf paritätische Mitwirkung ausgerichtet und entspricht damit dem 
Geiste des Partnerschaftsprinzips. 

(2)  Der Begleitausschuss verfügt über insgesamt 11 Sitze. Mitglieder im Begleitausschuss sind 

(a)  für die Bundesregierung  
- ein/e Vertreter/in des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft  

(b)  für die Landesregierung 

-  ein/e Vertreter/in des schleswig-holsteinischen Ministeriums für Energiewende Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung, Verwaltungsbehörde, als Begleitaus-
schussvorsitzende/r 

-  ein/e Vertreter/in des schleswig-holsteinischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus für den Bereich EFRE 

-  ein/e Vertreter/in des schleswig-holsteinischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, 
Arbeit, Technologie und Tourismus für den Bereich ESF 

-  ein/e Vertreter/in des schleswig-holsteinischen Ministeriums für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung für den Bereich EMFF 

(c)  für die Lokalen Aktionsgruppen AktivRegionen 

-  die/der Vorsitzende des AktivRegion-Beirates 

(d)  für die Partner jeweils ein/e Sprecher/in für die Bereiche 

(d1)  Land- und Forstwirtschaft 

(d2)  Umwelt und Naturschutz 

(d3)  kommunale Gebietskörperschaften 
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(d4)  Wirtschaft und Arbeitsmarkt 

(d5)  übergreifende Politikbereiche 

(3)  Beratend nehmen an den Begleitausschusssitzungen teil:  

(a)  ein/e Vertreter/in der Europäischen Kommission  

(b)  ein/e Vertreter/in der Staatskanzlei  

(c)  die jeweiligen stellvertretenden Sprecher/innen der Begleitausschussmitglieder nach 
Buchstabe (d) 

(d)  ein/e Vertreter/in der Nationalen Vernetzungsstelle. 

(4)  Soweit es die Erfüllung der Aufgaben erfordert, können Sachverständige zu den Begleitaus-
schusssitzungen hinzugezogen werden. Darüber hinaus können die/der Begleitausschussvor-
sitzende beziehungsweise der Begleitausschuss bei allen Grundsatzfragen Behörden und Insti-
tutionen auf nationaler, regionaler und sonstiger Ebene konsultieren. 

(5)  Die Partner gemäß Artikel 3 (2) (d) benennen für ihre Bereiche der/dem Ausschussvorsitzenden 
ihre/n jeweilige/n Sprecherin/Sprecher sowie die/den jeweils erste/n und zweite/n Stellvertre-
ter/in. 

(6) Die Stimmenabgabe ist für diejenigen Mitglieder ausgeschlossen, die durch die Entscheidungen 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen können, das heißt, ohne dass weitere Ereig-
nisse hinzutreten müssen. Mitglieder, die vom Ausschluss des Stimmrechts betroffen sein kön-
nen, sind verpflichtet, dies mitzuteilen. Ob die Voraussetzungen für einen Ausschluss von der 
Stimmenabgabe vorliegen, entscheidet der LPLR-Begleitausschuss. Die Betroffenen müssen 
bei der Beratung und Entscheidung über die Befangenheit sowie – bei festgestellter Befangen-
heit – bei der Beratung und Entscheidung der Angelegenheit den Sitzungsraum verlassen. 

Artikel 4  
Beschlussfassung 

(1)  Im Geiste des Partnerschaftsprinzips werden die Beschlüsse des Begleitausschusses grund-
sätzlich einvernehmlich von den Mitgliedern gemäß Artikel 3 (2) gefasst. Kann ein Einverneh-
men nicht hergestellt werden, so entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
aber 

• nicht gegen die Stimmen der Mehrheit der anwesenden Mitglieder gemäß Artikel 3 (2) (a) 
und (b)   
und 

• nicht gegen die Stimme der/des Begleitausschussvorsitzenden. 

Der Begleitausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder gemäß 
Artikel 3 (2) und mindestens die Hälfte der Mitglieder gemäß Artikel 3 (2) (a) und (b) anwesend 
sind.  

(2)  Die/Der Begleitausschussvorsitzende kann gem. Artikel 2 (4) ein schriftliches Umlaufverfahren 
zur Beschlussfassung durchführen. Dieses ist insbesondere bei Themen mit hoher zeitlicher 
Priorität oder bei Themen, die eine Sitzung des Ausschusses nicht zwangsläufig rechtfertigen, 
angezeigt. In einem Schreiben an alle Mitglieder gemäß Artikel 3 (2) und beratende Vertre-
ter/innen gemäß Artikel 3 (3) legt die/der Begleitausschussvorsitzende den Sachverhalt und die 
vorgeschlagenen Maßnahmen dar. Die Mitglieder gemäß Artikel 3 (2) beschließen in der Regel 
innerhalb von 15 Arbeitstagen über den Vorschlag. Wenn erforderlich, kann die/der Begleitaus-
schussvorsitzende auch eine kürzere Frist festsetzen. Nichtäußerung gilt als Zustimmung. Nach 
Abschluss der schriftlichen Beschlussfassung informiert die/der Begleitausschussvorsitzende 
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die Mitglieder gemäß Artikel 3 (2) und beratende Vertreter/innen gemäß Artikel 3 (3) über das 
Ergebnis. 

(3)  Über nicht mit der Einladung mitgeteilte Tagesordnungspunkte darf nur beschlossen werden, 
wenn kein Mitglied gemäß Artikel 3 (2) widerspricht. 

Artikel 5  
Inkrafttreten 

Die Geschäftsordnung tritt binnen drei Monaten nach dem Datum der Benachrichtigung des Mitglied-
staates über den Beschluss der Kommission zur Annahme des Programms in Kraft. 


